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Volksvertretung und Gesetzlichkeit
Für Ordnung und Sicherheit 
in der Stadt Greifswald
UWE RIEGER,
wiss. Mitarbeiter des Oberbürgermeisters 
der Stadt Greifswald

Auf der Beratung des Zentralkomitees der SED und des Mi­
nisterrates mit den Vorsitzenden der Räte der Kreise und 
Oberbürgermeistern am 23. und 24. Oktober 1986 über Aufga­
ben der örtlichen Staatsorgane bei der Verwirklichung der 
Beschlüsse des XI. Parteitages der SED wurde nachdrücklich 
auf die gewachsene Verantwortung zur Gewährleistung der 
Gesetzlichkeit sowie von Ordnung und Sicherheit hingewie­
sen.*

Diesen Anforderungen gerecht zu werden und zugleich die 
in §§ 3, 56 GöV gegebenen Grundorientierungen wirksam um­
zusetzen ist das Bemühen der Stadtverordnetenversammlung 
und des Rates der Stadt Greifswald. So wurde im September 
1986 im Rahmen einer Initiative des Rates der Stadt Greifs­
wald, des Kreisausschusses der Nationalen Front und des 
Volkspolizeikreisamtes eine Konferenz zu aktuellen Aufgaben 
der staatlichen und gesellschaftlichen Kräfte bei der weiteren 
Festigung von Ordnung und Sicherheit in den Wohngebieten 
der Stadt Greifswald durchgeführt.

Teilnehmer waren u. a. Abgeordnete, Vorsitzende von 
Wohnbezirksausschüssen der Nationalen Front, die Vorsit­
zenden der Schiedskommissionen, die Leiter der Wahlkreis­
aktive, Vertreter der Partnerbetriebe der Wohnbezirke, Ab­
schnittsbevollmächtigte und freiwillige Helfer der Volkspoli­
zei, Schuldirektoren und ehrenamtliche Stadtinspektoren und 
die Leiter der Justiz- und Sicherheitsorgane. Im Mittelpunkt 
der Beratung stand die konsequente Durchsetzung der Stadt­
ordnung. Dabei ging es vor allem um die umfassende Einbe­
ziehung der Bürger, Betriebe und Einrichtungen des Territo­
riums sowie um die Koordinierung der vielfältigen Aktivi­
täten bei der Gewährleistung von Ordnung, Sicherheit und 
Sauberkeit und den sich daraus ergebenden wachsenden An­
forderungen an die staatliche Arbeit.

Der 1. Stellvertreter des Oberbürgermeisters analysierte 
unter Verwertung der Zuarbeit verschiedener Organe den 
bisher erreichten Stand und verdeutlichte Probleme und Auf­
gaben zur weiteren Durchsetzung der Stadtordnung. Durch 
die verstärkte Industrialisierung des Territoriums in der 
Periode seit dem VIII. Parteitag der SED und der damit ver­
bundenen Ansiedlung von Arbeitskräften ist Greifswald re­
lativ schnell angewachsen. Die Stadt verfügt heute über drei 
Neubaugebiete — in den nächsten Jahren wird ein weiteres 
folgen — und über einen historisch wertvollen Stadtkern, der 
zur Zeit schrittweise rekonstruiert bzw. durch spezifischen, 
dem Stadtbild entsprechenden Neubau wiederhergestellt wird. 
Das stellt insgesamt höhere Anforderungen an die Sauber­
haltung, an die Ordnung und Sicherheit der Stadt, wobei die 
Innenstadt mit dem spezifischen Baugeschehen einen beson­
deren Schwerpunkt bildet. In den Neubaugebieten ist nicht 
zuletzt auf Grund zielgerichteter staatlicher und gesellschaft­
licher Aktivitäten eine erkennbar positive Entwicklung zu 
verzeichnen. Dort gesammelte Erfahrungen sind auf die In­
nenstadt sinngemäß zu übertragen. Die Vielgestaltigkeit der 
Aufgaben erfordert deshalb gemeinsame Anstrengungen aller 
für Ordnung und Sauberkeit Verantwortlichen, insbesondere 
eine zielgerichtete Leitung durch den örtlichen Rat unter Ein­
beziehung der gesellschaftlichen Kräfte. Dazu leistete die Kon­
ferenz einen wichtigen Beitrag, zumal hier neben den Vertre­
tern des Rates der Stadt vor allem auch eine Reihe von Bür­
gern über ihren Beitrag in den verschiedenen gesellschaftli­
chen Gremien für die Gewährleistung von Ordnung und Si­
cherheit Erfahrungen darlegen konnte.

Neben den bei den Wohnbezirksausschüssen der Nationa­
len Front arbeitenden Aktivs für Ordnung und Sicherheit ist 
in Greifswald schrittweise damit begonnen worden, gesell­

schaftliche Räte zur Gewährleistung einer hohen öffentlichen 
Ordnung und Sicherheit in den Stadtteilen zu bilden. Zur Zeit 
bestehen in drei von elf Wahlkreisen diese gesellschaftlichen 
Räte. Dabei handelt es sich um kollektiv arbeitende ehren­
amtliche Gremien, die nach Abstimmung mit dem Kreisaus­
schuß der Nationalen Front sowie den Sicherheits- und Ju­
stizorganen auf Vorschlag des Oberbürgermeisters durch die 
Stadtverordnetenversammlung berufen werden. Diese Räte 
sind der Stadtverordnetenversammlung und dem Rat der 
Stadt rechenschaftspflichtig. Ihre Anleitung erfolgt durch den 
Stellvertreter des Oberbürgermeisters für Inneres im Zusam­
menwirken mit dem Kreisausschuß der Nationalen Front. Die 
Tätigkeit der Räte für öffentliche Ordnung und Sicherheit ist 
darauf gerichtet, im jeweiligen Territorium die Öffentlichkeit 
für eine hohe Ordnung, Sicherheit und Sauberkeit zu mobili­
sieren und damit die Disziplin zu festigen sowie die Einhal­
tung der Gesetzlichkeit zu gewährleisten. Alle Maßnahmen 
sind auf die Erhöhung der Rechtssicherheit sowie auf eine 
wirksame Rechtserziehung der Bürger gerichtet. Die Räte or­
ganisieren deshalb den gesellschaftlichen Kampf gegen Rechts­
verletzungen, decken deren begünstigende Bedingungen auf 
und leiten Maßnahmen zu ihrer Beseitigung ein, und schließ­
lich setzen sie sich für die gesellschaftliche Erziehung von 
Rechtsverletzern ein. Dabei organisieren die Räte vor allem 
das Zusammenwirken der gesellschaftlichen und staatlichen 
Kräfte im Stadtteil.

Dieser Aufgabenstellung entspricht die Zusammensetzung 
der Räte. So arbeiten in ihnen neben Vertretern des Rates der 
Stadt Mitglieder des Kreissekretariats der Nationalen Front 
und der Schiedskommissionen, Vertreter der Rechtsträger der 
Wohnungen, der Deutschen Volkspolizei, der Jugendhilfekom­
mission, der Wohnbezirksausschüsse der Nationalen Front, der 
Wohngebietsparteiorganisationen der SED sowie Vertreter 
von Betrieben, Schulen und Handelseinrichtungen mit. Sekre­
tär ist jeweils ein hauptamtlicher Mitarbeiter des Rates der 
Stadt. Bisher haben sich quartalsweise Zusammenkünfte be­
währt, auf denen die aktuelle Situation analysiert, Berichte 
und Einschätzungen entgegengenommen und Schwerpunkte 
der weiteren Arbeit festgelegt werden.

Die Durchsetzung der im Rahmen der Beratungen getroffe­
nen Festlegungen und Maßnahmen erfolgt über die staatli­
chen Organe, deren Vertreter im Rat mitarbeiten, über die 
Aktivs für Ordnung und Sicherheit der Wohnbereichsaus- 
schüsse der Nationalen Front sowie über den Stellvertreter 
des Oberbürgermeisters für Inneres. Darüber hinaus unter­
breitet der Rat dem Rat der Stadt, dem Kreisausschuß der 
Nationalen Front sowie den Leitern der Justiz- und Sicher­
heitsorgane Entscheidungsvorschläge. In öffentlichen Sprech­
stunden wird den Bürgern Gelegenheit gegeben, auf die Ar­
beit ihres Rates für öffentliche Ordnung und Sicherheit im 
Stadtteil direkten Einfluß zu nehmen.

Die Tätigkeit der Räte gestaltet sich inzwischen zuneh­
mend erfolgreich, aber es bedarf auch weiterhin großer An­
strengungen, die Arbeit zu qualifizieren und die öffentliche 
Wirksamkeit zu erhöhen. Zielstellung ist es, auch in den an­
deren Wahlkreisen des Stadtkreises Räte für Ordnung und 
Sicherheit aufzubauen. Grundlage hierfür bildet die bereits 
am 27. Januar 1983 vom Rat der Stadt erarbeitete Ordnung 
für die Bildung gesellschaftlicher Räte, die sich beim bisheri­
gen Einsatz vollauf bewährt.

Einen bedeutenden Raum nahm auf der Konferenz die Ein­
schätzung des Kampfes der Wohnbezirke um die Anerken­
nung als „Bereich der vorbildlichen Ordnung und Sicherheit“ 
ein, der auf der Grundlage der vom Rat der Stadt herausge­
gebenen Kriterien geführt wird (§ 56 Abs. 2 GöV). Der Stell­
vertreter des Oberbürgermeisters für Inneres wies dabei auf 
die notwendige Einbeziehung der Schiedskommissionen bei

• Vgl. Aus dem Referat des Mitglieds des Politbüros des ZK der SED 
und Vorsitzenden des Ministerrates, Willi stoph, NJ 1986, Heft 12, 
S. 481, und aus dem Schlußwort des Mitglieds des Politbüros und 
Sekretärs des ZK der SED, Egon Krenz, NJ 1986, Heft 12, S. 483.


